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Herr Lenhart, einer repräsentativen 
Studie des Gesamtverbands der 
Deutschen Versicherungswirtschaft 
zufolge geben immer mehr Befragte 
zumindest indirekt zu, sich im Stra-
ßenverkehr aggressiv zu verhalten. 55 
Prozent sagen ganz offen, sie müss-
ten sich „sofort abreagieren“, wenn 
sie sich über andere Verkehrsteilneh-
mer ärgerten. Hat Sie das überrascht?
Irgendwie schon. Dass so viele Men-
schen ihr Fehlverhalten offen zugeben, 
hätte ich nicht gedacht. Eher Antworten 
wie: Die Aggressivität im Straßenver-
kehr nimmt zu, aber doch nicht bei mir. 
Und wenn ich überhaupt mal ausraste, 
dann natürlich nur als Reaktion auf an-
dere. Aber dass 55 Prozent sich offen 
bekennen, spricht immerhin für einen 
gewissen Grad an Selbsterkenntnis.

Und weil sich  nicht alle bekennen, be-
trägt der Anteil der latent Aggressiven 
im Straßenverkehr vermutlich noch 
mehr als die genannten 55 Prozent.
Sicher muss man von einer hohen Dun-
kelziffer ausgehen. Das gilt auch für die 
juristische Aufarbeitung, denn es wird ja 
nicht jedes grobe Fehlverhalten auf der 
Straße gleich zur Anzeige gebracht.

Worauf ist das hohe Maß an Aggressi-
vität zurückzuführen?
Der Verkehr nimmt immer weiter zu, 
gleichzeitig wird der Zeitdruck auf die 
Menschen generell größer. Kein Wunder, 
dass da die Nerven auch im Straßenver-
kehr immer häufiger blank liegen. Stress 
führt zu Frust, und im Auto wird Druck 
abgelassen. Manchen genügt es, in der 
Anonymität des geschützten Fahrzeugin-
nenraums zu brüllen, andere drücken das 
Gaspedal durch. Wer schon unter Zeit-
druck ins Auto steigt, fährt selten defen-
siv. Hinzu kommt, dass die Verkehrspoli-
tik heftige Reaktionen vielerorts geradezu 
herausfordert. In Frankfurt beispielsweise 
wird den Autofahrern immer mehr Ver-
kehrsraum genommen, was unweigerlich 
zu Staus und Verdruss führt. Und was 
noch schlimmer ist: Auto- und Fahrrad-
verkehr werden auch an denkbar unge-
eigneten Stellen aufeinander losgelassen.

Wie meinen Sie das?
Nehmen Sie das nördliche Mainufer in 
Frankfurt, mit rund 12.000 Fahrzeugen 
täglich. Wenn diese Straße, wie 2019 und 
2020 versuchsweise geschehen, für Kraft-
fahrzeuge gesperrt wird, dann müssen sich 
12.000 Autofahrer einen anderen Weg su-
chen. Die Folge: Staus auf der südlichen 
Mainseite. Die Autofahrer sind ja nicht 
einfach weg. Oder nehmen Sie den 
Grüne­burgweg im Frankfurter Westend: 
Da werden Auto- und Radfahrer stellen-
weise auf eine Spur gezwungen, ohne dass 

dafür ein Sinn erkennbar wäre. So gibt es 
in der Stadtplanung, nicht nur in Frank-
furt, viele Regelungen, durch die Konflik-
te quasi heraufbeschworen werden.

Das sind nicht nur Einzelfälle?
Wenn man Radwege schafft, ist das 
grundsätzlich erst einmal in Ordnung, 
denn dann sind Autos und Fahrräder auf 
klar getrennten Fahrbahnen unterwegs. 
Das Problem sind sogenannte Fahrrad-
straßen, auf denen die beiden Verkehrs-
mittel auf einer Trasse zusammengeführt 
werden, letztlich mit dem Ziel, den mo-
torisierten Individualverkehr systema-
tisch aus den Innenstädten zu verbannen. 
Das ist im Übrigen kein Alleinstellungs-
merkmal von Frankfurt, das geschieht 
auch in Mailand, Paris und anderswo.

Was sagt Ihre subjektive Erfahrung 
als Fachanwalt für Verkehrsrecht? 
Nimmt die Aggressivität im Straßen-
verkehr zu?
Schwer zu sagen. Jedenfalls haben wir 
heute mehr Verfahren als noch vor zehn 
oder 15 Jahren. Unerlaubtes Entfernen 
vom Unfallort, Trunkenheitsfahrt und 
Straßenverkehrsgefährdung, Nötigung – 
diese Fälle haben deutlich zugenommen.

Aber was hilft es zu schreien, zu 
drängeln, zu rasen? Meist bringt das 
doch überhaupt nichts – außer zu-
sätzlichen Verdruss.
So ist es. Außerdem wird in Frankfurt ja 
offenbar nur der Wunsch einer Mehr-
heit umgesetzt. Frankfurt soll zur Fahr-
radstadt werden, das haben im Jahr 2019 
Grüne, SPD und die CDU gemeinsam 
beschlossen. Wenn sich viele Menschen 
an dieser Zielvorgabe stören würden, 
wäre die Kommunalwahl im März ja 
wohl anders ausgegangen. Jetzt regieren 
Grüne, SPD und CDU wieder gemein-
sam. Autofreie Innenstädte – das ist mei-
ner Ansicht nach ein Trend, der sich 
nicht mehr aufhalten lässt. Genauso we-
nig wie die Abkehr von alkoholischen 
Getränken und vom Fleisch oder der 
Niedergang der Krawatte.

Nicht nur die Autofahrer, auch die 
Radler sind der Studie zufolge ge-
stresst. 43 Prozent der Radfahrer sa-
gen, dass sie sich hin und wieder die 
Vorfahrt „erzwingen“.

Alle Verkehrsteilnehmer stehen zuneh-
mend unter Stress. Als Verkehrs-Straf-
verteidiger habe ich es immer öfter auch 
mit Fällen zu tun, in denen Radfahrer zu-
sammengestoßen sind, wo es dann auch 
um fahrlässige Körperverletzung geht. 
Aber durch die Zusammenführung von 
Autos und Rädern auf einer Trasse wer-
den Konf likte unnötig herbeigeführt.

Was sagt die Tatsache aus, dass offen-
bar immer mehr Menschen dazu ste-
hen, im Straßenverkehr gelegentlich 
auszurasten?
Das ist vielleicht auch Ausdruck der An-
sicht, dass es für dieses Ausrasten eine ge-
wisse Berechtigung gibt. Ein Hilferuf qua-
si oder die verzweifelte Reaktion auf das 
Fehlverhalten anderer. Manche unserer 
Mandanten, denen Nötigung vorgewor-
fen wird, versichern glaubhaft, dass der 
vor ihnen auf der Autobahn Fahrende die 
linke Spur über Hunderte Meter besetzt 
gehalten habe, obwohl rechts alles frei ge-
wesen sei. Deshalb habe er sich erlaubt zu 
signalisieren, dass der Vorausfahrende die 
Spur doch bitte frei machen solle.

Hat man mit einer solchen Argumen-
tation eine Chance vor Gericht?
Eher nein. Es ist ein weitverbreiteter 
Irrglaube, dass in solchen Fällen Aussage 
gegen Aussage stehe und sich deshalb 
weder die eine noch die andere Version 
beweisen lasse. Aber so ist es nicht. Es 
gibt den Rechtsgrundsatz der freien 
richterlichen Beweisführung, das heißt, 
der Richter ist grundsätzlich in der 
Würdigung seiner Beweise frei, es sei 
denn, sie würde gegen denklogische 
Grundsätze verstoßen.

Das bedeutet was?
Wer Anzeige erstattet, hat grundsätzlich 
erst einmal recht. Allein die Tatsache, 
dass jemand Anzeige erstattet hat, wird 
schon als Indiz dafür gewertet, dass es 
sich nicht um irgendeine Kleinigkeit 
handelt. Wenn der Anzeigeerstatter den 
Vorgang dann noch schlüssig und für 
das Gericht nachvollziehbar schildern 
kann, hat er gute Aussichten, damit 
durchzukommen. Die Aussage des An-
geklagten dagegen wird tendenziell als 
Schutzbehauptung gewertet.

Das heißt, derjenige, der gedrängelt 
hat und dann nachher sagt, sein Vor-
dermann sei kilometerweit auf der 
linken Spur gefahren, hat vor Gericht 
keine guten Karten?
So ist es. Es gibt im Verkehr ja auch kein 
Recht zur Selbstjustiz.

Wo verläuft rechtlich die Grenze zwi-
schen gelegentlicher Ungeduld und 
einem echten Verkehrsdelikt – etwa 

zwischen kurzem Auffahren und 
strafbarer Nötigung durch Drängeln?
Nicht jedes Bedrängen ist gleich eine Nö-
tigung. Da kommt es auch auf die Intensi-
tät und die Dauer des Auffahrens an. Aber 
wie beweise ich als Beschuldigter, dass das 
Drängeln nur von kurzer Dauer war?

Mit einer Dashcam etwa, einer klei-
nen Kamera an der Windschutzschei-
be oder am Armaturenbrett?
Die empfehle ich tatsächlich unseren 
Mandanten, und viele Autohersteller bie-
ten diese Geräte ja auch schon als Son-
derausstattung ab Werk an. Ob der Ein-
satz datenschutzrechtlich in jedem Fall in 
Ordnung ist, sei dahingestellt. Aber kein 
Richter wird die Augen vor dieser Form 

der Beweissicherung verschließen und se-
henden Auges ein falsches Urteil fällen.

Sind die bestehenden Bußgelder, 
Punkte und Fahrverbote geeignet, 
aggressives Verhalten im Straßenver-
kehr wirksam abzuschrecken?
Ich antworte mit einer Gegenfrage: Ist 
die lebenslange Freiheitsstrafe bei Mord 
geeignet, Mord zu verhindern? Nein, 
natürlich nicht. Grundsätzlich sind die 
Sanktionen ausreichend, aber wenn man 
die Verkehrssicherheit steigern will, 
muss strenger kontrolliert werden. 
Schätzungen zufolge wird nur jeder tau-
sendste Autofahrer, der mit zu viel Alko-
hol im Blut unterwegs ist, erwischt. Und 
wenn ich eine realistische Chance habe, 

„Manchen 
genügt es, 
im Auto 
zu brüllen“
Immer mehr Menschen geben zu,
 im Straßenverkehr ihrem Ärger freien 
Lauf zu lassen.  Der Frankfurter 
Fachanwalt für Verkehrsrecht, 
Uwe Lenhart, erklärt, warum Stress 
und  eine verfehlte Verkehrsplanung 
die Aggressionen verschärfen.

„Mehr Kontrollen 
 würden helfen“:  Anwalt 
Uwe Lenhart wünscht 
sich, dass geltende Regeln 
im Straßenverkehr auch 
durchgesetzt werden. 
Foto Inga Klöber

dass es ohne Konsequenzen bleibt, bin 
ich natürlich geneigter, mich unter Al-
koholeinf luss ans Steuer zu setzen.

Soll heißen: keine strengeren Strafen, 
aber mehr Kontrollen?
Nur so lässt sich die Verkehrssicherheit 
meines Erachtens steigern. Und ganz 
nebenbei kann die öffentliche Hand so 
ihre Einnahmen erhöhen.

Gibt es rechtliche Unterschiede in 
der Bewertung aggressiven Verhal-
tens von Autofahrern, Radfahrern, E-
Scooter-Fahrern und Fußgängern?
Sicher, schon allein deshalb, weil das Ge-
fährdungspotential bei einem Fußgänger 
vergleichsweise niedrig ist. Der kann al-
lenfalls gegen das Auto treten oder mit 
der Faust auf die Motorhaube schlagen. 
Der Autofahrer hingegen kann den Fuß-
gänger überfahren. Aber es geht ja nicht 
nur um die juristische Bewertung. Fahr-
radfahrer etwa haben einen Vorteil, weil 
sie ohne Kennzeichen unterwegs sind. 
Wenn ein Radfahrer einen Autospiegel 
abtritt, ist er anschließend schnell weg, 
und dann wird es extrem schwierig, seiner 
habhaft zu werden. Umgekehrt kann sich 
der Radler, wenn sich ein Autofahrer un-
geschickt verhält, das Kennzeichen auf-
schreiben. Und dann gilt, wie bereits ge-
sagt: Der Anzeigeerstatter ist vor Gericht 
grundsätzlich erst einmal im Vorteil.

Sie fordern striktere Kontrollen. Was 
könnte sonst noch helfen, um die Ag-
gressivität im Straßenverkehr und die 
Konsequenzen, die sich daraus erge-
ben, einzudämmen?
Generell eine strikte Trennung der 
Fahrstreifen für Autos und Radfahrer.

Eine bessere Verkehrserziehung?
Wo soll man da anfangen? Im Straßen-
verkehr spiegelt sich die allgemeine ge-
sellschaftliche Entwicklung wider. Die 
geht immer mehr in Richtung Stress 
und Egoismus, und das lässt sich auf der 
Straße eben sehr gut rauslassen bezie-
hungsweise ausleben.

Strich drunter, Anwälte für Verkehrs-
strafrecht, wie Sie, werden auf abseh-
bare Zeit nicht arbeitslos?
Davon bin ich überzeugt. Selbst wenn al-
le Autos irgendwann autonom gesteuert 
unterwegs sein werden.

Die Fragen stellte Ralf Euler.
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